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-
führt. In El Salvador wurde außerdem ein kurzer Dokumentarfilm gedreht: „El Salvador – Saved by 
Multinationals?“, der konkrete Auswirkungen der Tätigkeit multinationaler Unternehmen in einem 
Land, in dem 48 Prozent der Bevölkerung unter der Armutsgrenze leben, zeigt. Im Rahmen des Pro-
jekts wurde auch ein Computersimulationsspiel erstellt, das den Spieler in die Rolle des Managers 
eines in einem Entwicklungsland tätigen Unternehmens versetzt. 

ICEP, das Institut zur Cooperation bei Entwicklungs-Projekten, ...
... ist ein überparteilicher, überkonfessioneller, nicht-gewinnorientierter Verein mit Sitz in Wien. ICEP 
führt seit seiner Gründung 1996 Entwicklungsprojekte vor allem in Ostafrika (Kenia, Uganda), Zen-
tralamerika (Nicaragua, Guatemala, El Salvador) und Zentralasien (Kasachstan, Kirgisien) durch. ICEP 
fördert Projekte, bei denen die Menschen in den Entwicklungsländern ihre Fähigkeiten einbringen 
und entfalten, Verantwortung übernehmen und zu Akteuren ihrer eigenen Entwicklung werden. 
ICEP unterstützt Entwicklungsprojekte, die ausbildungsorientiert sind und die Lebensbedingungen 
der Menschen in Entwicklungsländern langfristig verbessern. Bei der Umsetzung der Projekte arbei-
tet ICEP mit zuverlässigen, kompetenten Partner in den Entwicklungsländern zusammen.

Development Awareness in Österreich – corporAID
corporAID ist eine Initiative von ICEP, um globale Armutsbekämpfung für und von Unternehmen 
zu thematisieren. corporAID ist die österreichische Plattform für Wirtschaft und globale Armutsbe-
kämpfung. Das corporAID Magazin ist das Informationsmedium der corporAID Initiative. Es berich-
tet über angewandte CSR im globalen Umfeld und kommuniziert unternehmerisches soziales Han-
deln einer breiten Öffentlichkeit. Das corporAID Magazin erscheint als Beilage im Wirtschaftsblatt. 

Kontakt, Anfragen
ICEP Institut zur Cooperation bei Entwicklungs-Projekten
Favoritenstraße 24, 1040 Wien • Tel. 01/9690254 • icep@icep.at •  www.icep.at

Das Booklet wurde mit Unterstützung der Europäischen Kommission erstellt. Die darin enthaltenen 
Meinungen und Ansichten sind Meinungen und Ansichten der Autoren und Befragten und geben 
nicht die offizielle Meinung der Europäischen Kommission wieder. 

Für den Inhalt verantwortlich: ICEP Institut zur Cooperation bei Entwicklungs-Projekten
Druck: Manz Verlag, Oktober 2004



Einleitung 

Globalisierung – Herausforderung und Chance
„Unternehmen müssen sowohl auf Effizienz als auch auf soziale Gerech-
tigkeit achten. Es gibt Dinge, die sich nicht gesetzlich regeln lassen, zum 
Beispiel Umweltfragen oder die Rolle von Privatunternehmen innerhalb der 
Gesellschaft. Dies gilt für Unternehmen, die in Europa und in den Vereinigten 
Staaten tätig sind, aber auch für solche, die in Afrika und Lateinamerika 
operieren. (…) Der Prozess der Globalisierung ermöglicht den Austausch von 
Gütern und Gedanken. Der internationale Handel und die zunehmende Mo-
bilität der Menschen stellen für uns alle eine Bereicherung dar. Deshalb müs-
sen wir die Globalisierung verteidigen. Gleichzeitig müssen wir uns überlegen, 
wie sich die Resultate der Globalisierung am Gerechtesten verteilen lassen. 
Wir müssen daher neben wirtschaftlicher Effizienz auch die soziale Gerech-
tigkeit in Erwägung ziehen. Ich glaube, die entscheidende Frage ist nicht, ob 
man die Globalisierung befürwortet oder ablehnt. Entscheidend ist, dass wir 
versuchen zu verstehen, was wir mit der Globalisierung erreichen können.” 

So äußerte sich der indische Ökonom und Philosoph Amartya Sen, 
Wirtschaftsnobelpreisträger 1998, bei einem Gespräch zum Thema gesellschaftliche Verantwortung 
von Unternehmen zu den Herausforderungen der Globalisierung. 

Die Globalisierung ist heute Realität, ein unumkehrbarer Prozess mit vorwiegend positiven Auswir-
kungen. Eine Zahl illustriert das: In den letzten 40 Jahren haben sich die Einkommen in den Indus-
triestaaten ebenso wie in den Entwicklungsländern – kurz: der globale Wohlstand – verdreifacht. 

Doch nicht alle profitieren davon im gleichen Maß: Trotz der weltweiten Einkommenssteigerungen 
gibt es immer noch über 800 Millionen hungernde oder unterernährte Menschen. 1,2 Milliarden Men-
schen, mehrheitlich Frauen und Mädchen, leben unter der Armutsgrenze von einem Dollar pro Tag. 

Die Wirtschaftsliteratur und empirische Untersuchungen stimmen weitgehend darin überein, dass 
die Liberalisierung und die Integration der Märkte wichtige Faktoren bei der Reduzierung der Ar-
mut darstellen. Die Globalisierung kann jedoch vor allem in einem politisch und wirtschaftlich 
instabilen Umfeld auch negative Folgen haben. Es ist daher – im Sinne von Amartya Sen – unbe-
dingt erforderlich, dass die Vorteile, die die Globalisierung bringen kann, umfassend verteilt wer-
den, und zwar mit System. Sozial verantwortliches Verhalten der Unternehmen gerade in Entwick-
lungsländern kann dazu einen unersetzlichen Beitrag leisten. 

Eine empirische Studie zu Auswirkungen von ausländischen Direktinvestitionen in drei Entwick-
lungsländern war integraler Teil des von der Europäischen Kommission mitfinanzierten Projekts 
„Stengthening a Culture of Corporate Social Responsability in European Universities“. Die Untersu-
chungen fanden unter der Leitung von Universitätsprofessoren der Lagos Business School in Nige-
ria, der University of Asia & the Pacific School of Management in den Philippinen und der Universi-
dad Católica d’Occidente in El Salvador zwischen Mai 2003 und Feber 2004 statt. Es wurden lokale 
Manager global agierender europäischer Unternehmen interviewt, einheimische Wirtschafts- und 
Managementstudenten befragt, mit Universitätsprofessoren wurde in Arbeitskreisen diskutiert. Die 
Ergebnisse werden im zweiten Teil des Booklets präsentiert. Sie illustrieren die komplexe Situation 
und Wahrnehmung westlicher Unternehmen in Entwicklungsländern, im Spannungsfeld von An-
sprüchen und Möglichkeiten.

Förderung von globaler Corporate Social Responsibility an Universitäten in Europa

Amartya Sen: „Wirtschaft 
muss auf Wohlfahrt 
ausgerichtet sein.“
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1. Armut in der Welt: die aktuelle Situation
Armut hat vor allem wirtschaftlich-politische und sozio-kulturelle Ursachen. Die UNO 
versucht, mit den Millennium Development Goals MDGs eine Strategie zur globalen 
Armutsbekämpfung durchzusetzen.  

Die Weltbevölkerung wird derzeit mit 6,3 Milliarden Menschen beziffert (United Nations Population 
Fund UNFPA, 2003). 

 •  Einer von fünf Menschen lebt in absoluter Armut, das heißt von weniger als einem Dollar pro Tag. 
 •  1,2 Milliarden Menschen haben keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser, fast doppelt so viele 

leben ohne Abwasserentsorgung. 
 •  Täglich sterben 6.000 Kinder an Krankheiten, die auf verschmutztes Trinkwasser zurückzuführen sind. 
 •  2,2 Millionen Kinder sterben jährlich wegen unzureichender medizinischer Versorgung. 
 •  Etwa 42 Millionen Menschen sind HIV-infiziert, 2,5 Millionen davon sind Kinder unter 15 Jahren. 

39 Millionen HIV-Infizierte leben in Entwicklungsländern (WHO, UNAIDS). 
 •  Nach Angaben der UN Food and Agricultural Organisation FAO (2001) sind 842 Millionen Men-

schen unterernährt. 798 Millionen davon leben in Entwicklungsländern, die Hälfte davon in 
Subsahara-Afrika und Südasien. 

 •  115 Millionen Kinder, davon drei Fünftel Mädchen, haben keinen Zugang zu Grundschulbildung. 
In Subsahara-Afrika hat nur ein Drittel der Kinder die Möglichkeit, die Grundschule zu beenden. 
In Südasien geht nur ein Fünftel der Kinder zur Schule (Human Development Report 2003). 

Das sind nur einige Beispiele für weltweite Missstände. Globalisierungsgegner schreiben sie dem Glo-
balisierungsprozess zu. Ihren Unmut bringen sie lautstark und unübersehbar in erster Linie orts- und 
zeitgleich mit internationalen Konferenzen der Welthandelsorganisation WTO (z. B. in Seattle 1999, 
Doha 2001, Cancún 2003) oder der G8-Staaten (in Genua 2001) zum Ausdruck. Mit Demonstrationen 
und Ausschreitungen versuchen sie, auf die internationale Politik und Wirtschaft Druck auszuüben, 
um den – ihrer Ansicht nach – negativen Folgen der Globalisierung entgegenzuwirken.

Ursachen Die Ursachen von Armut sind jedoch vielfältig und liegen vor allem in Rahmenbedin-
gungen wirtschaftlich-politischer und sozio-kultureller Natur. Zu den wirtschaftlich-politischen 
Ursachen zählen falsche Wirtschaftspolitik (Klientel- oder Enklavenwirtschaft, verfehlte Preis- oder 
Import-Export-Politik), nationale oder auch internationale Strukturen, die dazu führen, dass die 
Ressourcen eines Landes ineffizient genutzt oder auch zerstört werden (Monopole, Handelshemm-
nisse) und undemokratische Regierungsformen (Machtmissbrauch, Korruption). Im Bereich der 
sozio-kulturellen Faktoren stellt der Bildungsstand der benachteiligten Bevölkerungsschichten eine 
Hauptursache der Armut dar. Laut eines UNDP-Berichts liegt der Schulbesuch in Industriestaaten 
durchschnittlich bei zehn Jahren, in Lateinamerika bei 5,5 Jahren und in Afrika bei 2,2 Jahren. 
Frauen sind üblicherweise am stärksten benachteiligt, wenn es um Zugang zu Ausbildung geht. 
Mangelnde Kenntnisse über Hygiene und Ernährung, frühe Mutterschaft und kurze Abstände zwi-
schen den Geburten verstärken das Elend. Klimatische Faktoren und Katastrophen aller Art 
erschweren zusätzlich eine dauerhafte Entwicklung, spielen aber eine untergeordnete Rolle.

Faktor Marktöffnung Während Globalisierungsgegner den multinationalen Konzernen vorwer-
fen, zu Gunsten einiger weniger Eliten Wohlstand und Wachstum zu erwirtschaften, zeigt sich, dass 
gerade diejenigen Schwellen- und Entwicklungsländer den größten Fortschritt erzielt haben, die 
am internationalen Handel partizipieren: Zwischen 1990 und 2000 wurden die höchsten BIP-Wachs-
tumsraten in China (+10,3 %), Vietnam (+7,9 %), Malaysia, Uganda (je +7 %) und Chile (+6,8 %) ver-
zeichnet, d. h. in Ländern, deren Märkte stark in den internationalen Handel integriert wurden. 

Erster Teil:
Globalisierung und 
unternehmerische Verantwortung

Förderung von globaler Corporate Social Responsibility an Universitäten in Europa
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Gegenwärtig leben drei Milliarden Menschen in Entwicklungsländern, die an der Globalisierung betei-
ligt sind. Etwa zwei Milliarden Menschen leben in Ländern, die von der Globalisierung ausgeschlossen 
sind (vor allem Subsahara-Afrika). In letzteren Ländern ist der Anteil am Welthandel sogar rückläufig. 
In den so genannten Least Developed Countries reduzierte sich der Anteil am Welthandel von 3,2 
Prozent 1950 auf 0,5 Prozent 2000 (UNCTAD 2001). Und das, weil sich ihre Exportwirtschaft auf die 
Ausfuhr – wenig nachgefragter – Primärprodukte beschränkt und/oder sie kaum industrielle Entwick-
lung aufweisen. 

Klassen zwischen Reich und Arm Die verbreitetste Länderklassifizierung ist die in Industrie-
länder, Schwellenländer (Newly Industrialised Countries NICs wie z. B. Taiwan, Singapur, Malaysia, 
Südkorea), Transformationsländer (u. a. osteuropäische und baltische Länder, Länder der ehemali-
gen Sowjetunion) und Entwicklungsländer. 

Die Weltbank hat eine Klassifizierung nach Bruttoinlandsprodukt BIP pro Kopf eingeführt (siehe 
auch Grafik):
  

LIC - Länder mit geringem Einkommen (low income countries)
735 Dollar oder weniger BIP pro Kopf
37 Prozent der Weltbevölkerung, z. B. Ghana, Kenia, Nigeria, Pakistan 

LMIC - Länder mit niedrigem mittleren Einkommen (lower middle income countries) 
736 bis 2.935 Dollar BIP pro Kopf
42 Prozent der Weltbevölkerung, z. B. China, El Salvador, Guatemala, Philippinen

HMIC - Länder mit hohem mittleren Einkommen (higher middle income countries)
2.936 bis 9.075 Dollar BIP pro Kopf
5 Prozent der Weltbevölkerung, z. B. Botswana, Brasilien, Chile, Venezuela, Libanon

HIC - Länder mit hohem Einkommen (high income countries) 
9.076 Dollar und mehr BIP pro Kopf
16 Prozent der Weltbevölkerung, z. B. Australien, Bahrain, Japan, Österreich, USA

Der Ausschuss für Entwicklungshilfe (Development Assistance Committee DAC) der OECD, dem fast 
alle Industriestaaten als Mitglieder angehören, unterscheidet daneben zusätzlich noch die Ärmsten 
Entwicklungsländer (Least Developed Countries LDCs) wie z. B. Angola, Äthiopien, Bangladesh, 
Jemen, Uganda, in denen mehr als 50 Prozent der Menschen mit weniger als einem Dollar pro Tag 
auskommen müssen. Die DAC-Entwicklungsländer-Liste wurde erstmals Ende der fünfziger Jahre 
erstellt. Sie verschafft den dort gelisteten Staaten der Dritten Welt keinen völkerrechtlich verbrief-
ten Anspruch auf Entwicklungsgelder. Das Verzeichnis räumt aber den „Gebern“ das Recht ein, eine 
entsprechende Unterstützung in der internationalen Entwicklungshilfe-Statistik aufzuführen. 

Innerhalb der einzelnen Ländergruppen gibt es in Hinblick auf den Entwicklungsgrad gewaltige 
Unterschiede. Daher wird eine Länderklassifizierung allein nach dem Pro-Kopf-Einkommen häufig 
kritisiert. Denn ebenso wichtig wie das Einkommen sind Faktoren wie Lebenserwartung und Ge-
sundheits- oder Schulwesen (z. B. die Alphabetisierungsrate). Diese Faktoren werden im Human 
Development Report berücksichtigt, der vom United Nations Development Programme UNDP 
jährlich herausgegeben wird. Der Report erfasst alle Länder und erstellt eine Rangliste, den Human 
Development Index HDI. Derzeit befindet sich auf Platz eins Norwegen, gefolgt von Schweden. 
Österreich belegt Platz 14. Schlusslicht auf Platz 177 ist Sierra Leone.

Mit vereinten Kräften: MDGs Armut ist kein isoliertes Problem einiger – entfernter –Länder. 
Daher haben sich im September 2000 189 UNO-Mitglieder auf der Millenniumskonferenz der Ver-
einten Nationen in New York auf einen internationalen Handlungsrahmen für die Entwicklung im 
21. Jahrhundert geeinigt und acht globale Entwicklungsziele formuliert: die Millennium Develop-
ment Goals MDGs (siehe Kasten nächste Seite). Durch Erreichung dieser Ziele soll die globale Armut 
bis 2015 halbiert werden. Zur Messung der Fortschritte wurden konkrete Zielvorgaben in Form von 
Zahlen und Indikatoren formuliert. UN-Generalsekretär Kofi Annan ist es mittlerweile gelungen, 
zahlreiche Aktivitäten der UNO unter den Aspekt der Erreichung der MDGs zu stellen. Hauptaufga-
be bleibt, sämtliche unterzeichnende Staaten zu motivieren, den Worten Taten folgen zu lassen. 

Ausblick Der Human Development Report von 2003 zeigt, dass sich zur fristgerechten Erreichung 
dieser hochgesteckten Ziele noch sehr viel ändern muss. Die Experten der UNO sind aber der Mei-
nung, dass es mit richtiger Wirtschafts- und Sozialpolitik und ausreichenden Ressourcen möglich 
sei, die Millennium Development Goals bis 2015 tatsächlich zu erreichen. 

Einige positive Entwicklungen sind bereits zu verzeichnen. So ist der Anteil der extrem Armen an 
der Gesamtbevölkerung zwischen 1990 und 2000 global gesehen gesunken. Vor allem in Ostasien 
verringerte sich die Anzahl der Menschen, die mit weniger als einem Dollar pro Tag leben, um fast 
die Hälfte. Als weitere Fortschritte lassen sich – punktuell – der Rückgang der Kindersterblichkeit 
in Bangladesh (von 145 auf 51 je 1.000 Geburten) und Bolivien (von 147 auf 56) in den letzten 30 
Jahren, die Verdoppelung der Einschulungsrate in Botswana (von 35 auf 70 Prozent) oder die Steige-
rung der Lebenserwartung in Sri Lanka (von 60 auf 72,5 Jahre) nennen.

Förderung von globaler Corporate Social Responsibility an Universitäten in Europa

Das Spektrum zwischen Arm und Reich

 Ärmste Entwicklungsländer Länder mit mittlerem Einkommen
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Die Millenium Development 
Goals der Vereinten Nationen

1. Extreme Armut und Hunger beseitigen
 • Die Zahl der Menschen, die von weniger als einem 

US Dollar pro Tag leben, soll um die Hälfte gesenkt 
werden.

 • Der Anteil der Menschen, die unter Hunger leiden, 
soll um die Hälfte gesenkt werden.

2. Grundschulausbildung für alle Kinder gewährleisten
 • Alle Jungen und Mädchen sollen eine vollständige 

Grundschulausbildung erhalten.

3. Gleichstellung und größeren Einfluss der Frauen fördern
 • In der Grund- und Mittelschulausbildung soll bis zum Jahr 2005 und auf allen Ausbildungsstufen bis zum Jahr 

2015 jede unterschiedliche Behandlung der Geschlechter beseitigt werden.

4. Die Kindersterblichkeit senken
 • Die Sterblichkeit von Kindern unter fünf Jahren soll um zwei Drittel gesenkt werden.

5. Die Gesundheit der Mütter verbessern  
 • Die Müttersterblichkeit soll um drei Viertel gesenkt werden.

6. HIV/Aids, Malaria und andere Krankheiten bekämpfen
 • Die Ausbreitung von HIV/Aids soll zum Stillstand gebracht und zum Rückzug gezwungen werden.
 • Der Ausbruch von Malaria und anderer schwerer Krankheiten soll unterbunden und ihr Auftreten zum Rück-

zug gezwungen werden.

7. Eine nachhaltige Umwelt gewährleisten
 • Die Grundsätze der nachhaltigen Entwicklung sollen in die nationale Politik übernommen werden; dem 

Verlust von Umweltressourcen soll Einhalt geboten werden.
 • Die Zahl der Menschen, die über keinen nachhaltigen Zugang zu sauberem Trinkwasser verfügen, soll um die 

Hälfte gesenkt werden.
 • Bis zum Jahr 2020 sollen wesentliche Verbesserungen in den Lebensbedingungen von zumindest 100 Millio-

nen Slumbewohnern erzielt werden.

8. Eine globale Partnerschaft im Dienst der Entwicklung schaffen
 • Ein offenes Handels- und Finanzsystem, das auf festen Regeln beruht, vorhersehbar ist und nicht diskrimi-

nierend wirkt, soll weiter ausgebaut werden. Dies schließt eine Verpflichtung zu guter Staatsführung, zur 
Entwicklung und zur Beseitigung der Armut sowohl auf nationaler wie auf internationaler Ebene ein.

 • Auf die besonderen Bedürfnisse der am wenigsten entwickelten Länder muss entsprechend eingegangen 
werden. Dazu gehören der zoll- und quotenfreie Marktzugang für die Exporte dieser Länder; die verstärkte 
Schuldenerleichterung für die hochverschuldeten armen Länder; die Streichung aller bilateralen öffentlichen 
Schulden dieser Länder; sowie eine großzügigere Entwicklungshilfe für Länder, die wirkliche Anstrengungen 
zur Senkung der Armut unternehmen.

 • Auf die besonderen Bedürfnisse der Binnenstaaten und der kleinen Inselentwicklungsländer muss entspre-
chend eingegangen werden.

 • Die Schuldenprobleme der Entwicklungsländer mit niedrigen und mittleren Einkommen müssen durch 
Maßnahmen auf nationaler und internationaler Ebene umfassend und wirksam angegangen werden, damit 
ihre Schulden auf lange Sicht tragbar werden.

 • In Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern soll für die Schaffung menschenwürdiger und produktiver 
Arbeitsplätze für junge Menschen gesorgt werden.

 • In Zusammenarbeit mit der pharmazeutischen Industrie sollen lebenswichtige Medikamente in den Entwick-
lungsländern zu erschwinglichen Preisen verfügbar gemacht werden.

 • In Zusammenarbeit mit dem Privatsektor sollen die Vorteile der neuen Technologien, insbesondere der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien, verfügbar gemacht werden.

2. Die Globalisierung – keine neue Erfindung
Freihandelstheorien des 18. Jahrhunderts waren Wegbereiter der heutigen Globali-
sierung. Die Notwendigkeit, das Spiel der freien Kräfte zu steuern, gab den Anstoß 
zur Gründung internationaler Organisationen, insbesondere der WTO.

Der Begriff der Globalisierung steht für den Prozess der Integration, der steigenden Interaktion und 
Interdependenz zwischen Menschen und Räumen weltweit. Es handelt sich primär um ein wirt-
schaftliches Phänomen, das von der Internationalisierung der Wirtschaft nicht zu trennen ist. Die 
globale Welt bringt jedoch auch enorme politische, kulturelle, soziale und ökologische Veränderun-
gen mit sich, sie verlangt Flexibilität und Autonomie von Wirtschaft und Individuen. 

Obwohl manche Beobachter einen schwindenden staatlichen Einfluss und ein Überhandnehmen 
des Phänomens kultureller und wirtschaftlicher Aggregationen – oft als Hegemonisierung durch 
den Westen verstanden – befürchten, führt die Globalisierung nicht zu einer Vereinheitlichung. Im 
Gegenteil, immer häufiger sind wir Zeugen von Bekräftigungen der lokalen oder regionalen Iden-
tität. Politologen nennen dieses Phänomen „glocalism“ und bezeichnen damit die Wiederentde-
ckung der eigenen Identitäten innerhalb einer rasch voranschreitenden internationalen Integration. 

Dass es vorwiegend politische Entscheidungen waren, die der Globalisierung den Weg bereitet 
haben, zeigt der folgende historische Abriss.

Freihandelstheorie Anfang 19. Jahrhundert Die Theorie der 
komparativen Kostenvorteile machte den Engländer David Ricardo 
zu einem der bedeutendsten Nationalökonomen im Übergang vom 
18. zum 19. Jahrhundert und lieferte der Internationalisierung der 
Wirtschaft den theoretischen Unterbau. David Ricardo (1772-1823), 
selbst ein erfolgreicher Geschäftsmann, widmete sein Hauptwerk 
„Principles of Political Economy and Taxation“ (1816) der Frage nach 
den Gewinnchancen durch den internationalen freien Handel. Er 
kam zum Schluss, dass für Gewinne aus dem Handel nicht die abso-
luten Kosten entscheidend seien, sondern die Opportunitätskosten. 
Seiner Auffassung nach lohnt sich Außenhandel nicht nur, wenn 
zwei Länder, die jeweils ein Produkt günstiger produzieren können, 
sich auf das jeweilige Produkt konzentrieren und die Produktions-
überschüsse tauschen, sondern auch dann, wenn ein Land beide 
Produkte günstiger produzieren könnte. Dann lohnt es sich, sich auf 

das Produkt mit den niedrigeren komparativen Kosten zu konzentrieren und das mit höheren kompa-
rativen Kosten zu importieren. Ricardo lehrte also , jedes Land solle sich auf die Herstellung derjeni-
gen Güter spezialisieren, für die es den vergleichsweise geringsten Arbeitsaufwand benötigt, und die 
anderen Güter durch Handel erwerben. Der freie Handel sei somit nie ein Nullsummenspiel, sondern 
immer ein Positivsummenspiel. Ricardo gilt zusammen mit seinem Lehrer Adam Smith als Begründer 
der Freihandelsidee. 

Erste Freihandelsphase Eine intensive Freihandelspolitik wurde von der Kolonialmacht Groß-
britannien am Konsequentesten praktiziert. Die Industrialisierung und die Transportrevolution 
(Dampfschiff, Eisenbahn) stellten die Voraussetzungen für diese erste Phase des globalen Kapi-
talismus in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts dar. Für den aufblühenden internationalen 
Handel konnte Großbritannien als ökonomische Führungsmacht das Pfund Sterling als internati-
onale Leitwährung vorgeben. London übernahm die Rolle eines Weltfinanzzentrums. Der Wert 

David Ricardo, Begründer 
der Freihandelsidee

UN-Generalsekretär Kofi Annan wacht 
über die Umsetzung der MDGs bis 2015.
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des englischen Pfunds war durch Silber und Gold gedeckt. Dank der intensiven Bemühung seitens 
Englands – strikte Einhaltung nationaler Gesetze und Deckungsvorschriften – und das Vertrauen 
der Finanzwelt in die Verlässlichkeit des Systems war der Goldstandard ein Garant für internationale 
Stabilität und stabile Preise über fast ein Jahrhundert hinweg. Und das, obwohl es keine internatio-
nalen Aufsichts- und Kontrollorgane (wie heute Internationaler Währungsfonds IWF, Weltbank oder 
anderes) gab. 

Intensive internationale Kapital- und Handelsströme und weitgehend uneingeschränkte Migration 
prägten die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg. Das aufsteigende kapitalistische System hatte mit Be-
ginn des Ersten Weltkriegs einen starken Rückschlag zu verkraften und fand durch die Weltwirt-
schaftskrise ab 1929 ein abruptes Ende. Erst in den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg begann 
der freie internationale Handel wieder in Schwung zu kommen. 

1944: IWF und Weltbank Noch während des Zweiten Weltkriegs begannen die USA und Groß-
britannien über eine Neugestaltung der Weltwirtschafts- und Finanzordnung für die Nachkriegspe-
riode zu verhandeln. Bretton Woods, ein kleiner Badeort im US-Bundesstaat New Hampshire, wurde 
im Juli 1944 Schauplatz einer internationalen Währungs- und Finanzkonferenz der Alliierten (damals 
44 Staaten). Es wurde ein System fester Wechselkurse vereinbart, die nach Gold- oder Dollarparitä-
ten festgelegt waren – womit die USA ihre ökonomische Vormachtstellung besiegeln konnte. Alle 
Mitgliedsstaaten legten den Wert ihrer Währung in US Dollar fest und verpflichteten sich, ihren 
Wechselkurs mit einer Schwankungsbreite von zwei Prozent gegenüber dem US Dollar konstant zu 
halten. Gleichzeitig garantierten die USA die Einlösung von Dollar in Gold (zum festgesetzten Kurs 
von 35 Dollar je Unze). 

Ein weiteres Ergebnis der Konferenz war die Gründung des Internationalen Währungsfonds IWF 
und der Weltbank , auch Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung IBRD genannt. Der 

Internationale Währungsfonds IWF wurde als monetäre Institution zur Überwachung des Weltwirt-
schaftssystems eingerichtet und hat für die Staaten sowohl eine ordnungspolitische, finanzielle als 
auch beratende Funktion. Das System fester Wechselkurse konnte den Welthandel anfänglich stabi-
lisieren und sorgte fast 30 Jahre lang für ein starkes Wirtschaftswachstum der beteiligten National-
ökonomien. 1973 wurde es endgültig aufgegeben, nachdem die USA die Goldeinlösungsverpflich-
tung für den Dollar widerriefen, und von einem System freier Wechselkurse abgelöst. 

Wechselkursparitäten kamen fortan an den Devisenmärkten nach dem Prinzip von Angebot und 
Nachfrage zustande. Damit änderten sich auch die Aufgaben des IWF. Von einer Liquiditätsquelle für 
die Industrienationen nach dem Zweiten Weltkrieg und einer Kontrollinstanz über die vereinbarten 
festen Wechselkurse entwickelte sich der Fonds zu einer Organisation, die bis heute eine wichtige 
Liquiditätsquelle für Länder in Zahlungsbilanzschwierigkeiten, vor allem Schwellenländer wie Chile, 
Brasilien, Argentinien, Malaysia oder Taiwan, darstellt. 

Einsatz für den freien Handel Die Bemühung der USA, eine internationale Handelsorganisation 
als Motor für den Freihandel zu gründen, scheiterte am Widerstand des amerikanischen Kongresses 
und zahlreicher westlicher Regierungen, die befürchteten, dass sie in dieser neuen Organisation 
– wie in der Vollversammlung der Vereinten Nationen – von der wachsenden Zahl der Entwicklungs-
länder majorisiert werden könnten. 

Statt dessen schlossen 23 Staaten 1947 das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (General 
Agreement on Tariffs and Trade GATT), dem zuletzt 123 Vollmitglieder angehörten. Das Abkom-
men diente dem Ziel, durch Senkung der Zölle und die Beseitigung anderer Außenhandelsbeschrän-
kungen den weltweiten Handel sowie eine stärkere internationale Integration und Kooperation zu 
fördern, um zukünftige Krisen und Konflikte zu verhindern. Im Mittelpunkt der handelspolitischen 
Vereinbarungen stand die Meistbegünstigung (d. h. Zollvergünstigungen für ein Land müssen ge-
genüber allen Handelspartnern gelten) und die Nichtdiskriminierung (d. h. erlaubte Ausnahmen 
vom Verbot der Mengenbeschränkung müssen für alle Teilnehmer gelten). Das GATT hatte den 
Status einer Sonderorganisation der Vereinten Nationen und führte bis zur Ablösung durch die 
Welthandelsorganisation WTO 1995 acht GATT-Runden – Vereinbarungen über den weiteren Abbau 
von Handelshemmnissen (zuletzt die Uruguay-Runde 1986 bis 93) – durch. Zusätzliche politische 
Bedeutung erhielt das GATT als westliches Pendant zum 1949 von den kommunistischen Staaten ge-
gründeten Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe RGW – auch als COMECON (Akronym für englische 
Übersetzung Community of Mutual Economic Aid) bekannt.

Verflechtung versus Fragmentierung Seit Mitte der 90er Jahre erlebt das Weltwirtschafts-
system einen noch nie dagewesenen Grad an internationaler Verflechtung. Die Interdependenzen 
durch den internationalen Handel, die Erweiterung der Produktionskapazitäten und die grenz-
überschreitenden Kapitalströme erreichten neue Dimensionen. Dazu trug der technologische Fort-
schritt, der Transport- und Kommunikationskosten senkte, entscheidend bei. Andererseits konnte 
die Fragmentierung der Weltwirtschaft nicht überwunden werden. So sind die Entwicklungsländer 
nach wie vor nicht ausreichend in die Weltwirtschaft integriert. Dies zum Einen wegen ihrer Produk-
tionsstrukturen, zum anderen wegen des Protektionismus der Industrieländer.

Welthandel global steuern: WTO Mit der Gründung der World Trade Organisation WTO 
1995 wurde die nach dem Zweiten Weltkrieg entstandene Idee zur Gründung einer internationalen 
Handelsorganisation realisiert. Die WTO löste das GATT ab, das im Grunde ein Vertrag ohne insti-
tutionelle Basis war. Die Ministerkonferenz der WTO ist in der Lage, verbindliche Regeln für den 
internationalen Handel zu beschließen. Die bisher bahnbrechendste Handelsrunde der WTO fand 
im Juli 2004 in Genf statt. Nach langen Verhandlungen verabschiedeten die Vertreter der 147 Mit-
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gliedsstaaten ein Rahmenabkommen, das den Abbau von handelsverzerrenden Agrarsubventionen 
der Industrieländer und eine Öffnung der Märkte der Schwellen- und Entwicklungsländer für Indus-
triegüter vorsieht. Auch wenn die WTO-Einigung von Genf im Moment nur als Rahmen existiert, ist 
mit ihr doch ein wichtiger Meilenstein in der Liberalisierung des Handels erreicht. 

Multinationale Konzerne Seit Mitte der 90er Jahre haben Unternehmensfusionen mit weltwei-
ten Dimensionen stark zugenommen und die Globalisierung stark vorangetrieben. Als multinatio-
nale Konzerne MNCs (englisch: multinational corporations) werden Großunternehmen bezeichnet, 
die mindestens 25 Prozent ihrer Produktion außerhalb ihres Ursprungslands herstellen. 

Historische Vorläufer der heutigen MNCs sind die um 1600 gegründeten ostindischen Handels-
kompanien der Niederlande (Vereenigde Oostindische Compagnie V. O. C. ) und Englands (British 
East India Company) sowie die Britische Hudson Bay Company HBC (1670) in Nordamerika. Die erste 
Welle der Entstehung von MNCs fand Anfang des 20. Jahrhunderts statt. Nach dem Ersten Weltkrieg 
kam es zu einer Fortsetzung dieser Entwicklung bis zur Weltwirtschaftskrise. Eine dritte Welle nahm 
in den 1950er Jahren ihren Anfang, intensivierte sich seit den 1960er Jahren und hat sich bis heute 
fortgesetzt. Nach Angaben der International Labour Organisation ILO der Vereinten Nationen gab 
es 1970 rund 7.000 multinationale Konzerne, heute sind es mehr als 50.000.

Multinationale Konzerne gelten als die bedeutsamsten Akteure der Führung und Gestaltung der 
globalen Wirtschaft. Darauf verweisen unter anderem die im Verhältnis zum globalen Bruttonatio-
naleinkommen BNE steigenden Umsätze transnationaler Konzerne sowie ihr ebenfalls markant an-
wachsender Anteil an der Wertschöpfung und den weltweiten Exporten. Ihre Möglichkeit, Produk-
tions-, Investitions- und Steuerstandorte weitgehend frei auszuwählen und dabei zugleich einzelne 
Volkswirtschaften gegeneinander auszuspielen, erweist sich als ein Faktor, der die Regierungen 
armer Staaten in Zugzwang bringen kann. Daher ist es nicht verwunderlich, dass der gewaltige 
Zuwachs an Macht und Einfluss der weltweit operierenden Konzerne auf die soziopolitische Sphäre 
auch Ängste weckt. Dazu kommt, dass MNCs durch ihre grenzüberschreitenden Tätigkeiten im Prin-
zip der Wirtschaftspolitik und dem Rechtssystem mehrerer Staaten unterworfen sind, weshalb eine 
umfassende Kontrolle nur bedingt erreichbar ist. In Staaten mit schwach ausgebildeten Institutionen 
und Rechtssystem stellt sich überhaupt die Frage, wer ihre Tätigkeit überprüfen und die Durchset-
zung bestimmter umwelttechnischer und sozialer Normen gewährleisten soll. Daher spielen inter-
nationale Abkommen wie der UN Global Compact, denen MNCs freiwillig beitreten können, eine 
umso wichtigere Rolle. 

Nicht zu übersehen ist, dass multinationale Konzerne ihre Tätigkeit heute nicht nur gegenüber ihren 
Aktionären, sondern auch gegenüber Konsumenten, Arbeitnehmern, Parlamenten und Regierun-
gen verantworten müssen. Transparenz und Legitimität sind Prinzipien des Unternehmensverhalten 
(„Corporate Governance“) insgesamt. Viele Unternehmen haben mittlerweile erkannt, wie wichtig 
„Good Corporate Governance“ und „Corporate Responsibility“ für den Unternehmenserfolg sind. 
Unter dieser Prämisse können Unternehmen einen wichtigen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwick-
lung ganzer Staaten und Regionen leisten. 

Best Practice aus Indien Es ist nun keineswegs so, dass die Globalisierung ausnahmslos von den 
westlichen Ländern ausgeht. Die Infosys Technologies mit Gründungsjahr 1981 beweist das Gegen-
teil. Infosys hat sein Stammhaus in Bangalore/Indien, dem Zentrum des internationalen offshoring 
IT-Outsourcing Markts, und ist das erste im Nasdaq notiertende indische Unternehmen. Dank der 
WTO Abkommen (v. a. General Agreement on Trade in Services GATS, Trade-Related Aspects of 
Intelectual Property Rights TRIPS, Trade-Related Investment Measures TRIMS) und der Liberalisie-
rung des Telekommunikationssektors, die in Indien Anfang der 90er Jahre erfolgte, konnte sich das 

Unternehmen am internationalen Markt behaupten. Infosys Technologies beschäftigt 28.000 Mitar-
beiter in 16 Ländern und rechnet für 2004 mit einem Jahresumsatz von 1,5 Milliarden US Dollar. 97 
Prozent des Umsatzes werden außerhalb von Indien erzielt. Die verhältnismäßig niedrigen Lohn-
stückkosten machen die Firma bei hoher Produktqualität international wettbewerbsfähig. 

Der Vorsitzende und Mitbegründer des weltweit erfolgreichen 
Konzerns, Narayana Murthy, aus bescheidenen Verhältnissen 
stammend, wurde vom Time-Magazin zu den 25 einflussreichsten 
globalen Top Managern im Bereich Schaffung neuer Industrien und 
Märkte gezählt. 

Murthy sieht gerade die multikulturelle Integration als positive He-
rausforderung, weshalb seine Manager lernen, Menschen aus ver-
schiedenen Kulturen zu einem Team zu integrieren, Beziehungen 
zu Kunden in diversen Staaten aufzubauen und ethisch zu handeln. 
Ein Teil der Gewinne fließt einer von Murthy gegründeten Stiftung 
zur Armutsbekämpfung zu. Gleichzeitig finanziert Murthy fünf 
Fachhochschulen, denen sich bald eine sechste in einer der ärms-
ten Regionen Indiens anschließen wird. 
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3. Entwicklungsländer: Wege aus der Armut 
Ökonomen empfehlen den Regierungen der Entwicklungsländer, die Integration in 
den internationalen Handel zu forcieren.

Die wissenschaftliche Literatur und empirische Studien weisen nach, dass die Liberalisierung des 
Handels und die Anziehung ausländischer Direktinvestitionen (englisch: Foreign Direct Investments 
FDI) den wichtigsten Hebel für die Lösung der wirtschaftlichen Probleme in Entwicklungsländern 
darstellen. Dabei unterscheidet man grundsätzlich zwei Arten von FDI: Die erste Variante sind die 
sogenannten „greenfield investments“, die Neugründungen von Unternehmen im Ausland. Die zwei-
te und weitaus häufigere Form ist die der „Mergers and Aquisitions“ (M & A). Das sind Übernahmen 
von oder Zusammenschlüsse mit bereits bestehenden Unternehmen. Da FDI, in welcher Form auch 
immer sie stattfinden, nicht nur Sachkapital, sondern auch Know-how und qualifizierte Arbeitskräfte 
in das Gastland transferieren, können sie besonders positiv zum Wirtschaftswachstum von Entwick-
lungsländern beitragen. Daher gehört die Anwerbung von Auslandsinvestitionen auch tatsächlich 
immer mehr zur Entwicklungspolitik der Regierungen im globalen Süden: Heute gibt es weltweit 160 
nationale und mehr als 250 sub-nationale Investment Promotion Agencies IPA, die ausländische In-
vestitionen in ihr Land beziehungsweise ihre Region holen wollen. Zur tatsächlichen Auswirkung von 
FDI Promotion auf FDI-Ströme haben Louis Wells und Alvint Wint, Professoren der Harvard Business 
School, eine viel beachtete empirische Studie erstellt („Marketing a Country, Revisited”, 2001). 

US-Studie: FDI ermöglichen Die positiven Auswirkungen und möglichen Gefahren von aus-
ländischen Direktinvestitionen in Schwellenländern erhob Theodore H. Moran, Professor an der 
Georgetown University, Berater der Weltbank und der Vereinten Nationen, in seiner umfassenden 
Studie „Foreign Direct Investment and Development: The New Policy Agenda for Developing Coun-
tries and Economies in Transition“ (1999). Er unterstreicht, dass Risiken und Chancen für Investoren 

in Entwicklungs- und Schwellenländern sehr hoch seien. Gleichzeitig könne nur ein investitions-
freundliches Umfeld, das es Unternehmen ermöglicht, wettbewerbsfähig zu agieren, auch dem 
Gastland die erwünschten Vorteile bringen: Kapitalzufuhr, Technologietransfer und Management-
Know-how. Darüber hinaus profitieren lokale Tochterunternehmen von der Präsenz des Mutterun-
ternehmens am internationalen Markt. Moran entwirft eine Agenda für die Regierungen der Ent-
wicklungsländer, deren Erfüllung sie in die Lage versetzen soll, von Direktinvestitionen maximal zu 
profitieren. Die vorgeschlagenen Entwicklungsstrategien zielen vor allem auf eine aktivere Rolle der 
Regierungen im Liberalisierungsprozess ihres Landes.

US-Ökonomen: Best Practice Beispiele Arme Länder wachsen schneller, wenn sie ihre Märk-
te öffnen und sich in den internationalen Handel integrieren. Jeffrey Sachs und Andrew Warner 
zeigten bereits 1995 in ihrer Studie „Economic Reform and the Process of Global Integration“, dass 
Schwellen- und Entwicklungsländer, die während der 70er und 80er Jahre ihre Märkte liberalisier-
ten (unter anderem Botswana, Indonesien, Malaysia, Mauritius, Südkorea/vgl. Kasten oben, Jemen), 
im Vergleich mit Ländern, die ihre Märkte abschotteten, ein sechsmal so hohes Wirtschaftswachs-
tum erzielten und heftigere makroökonomische Krisen abwenden konnten. Die Ökonomen beto-
nen aber auch, dass die Liberalisierung des Handels nur einen Integrationsfaktor einer Wirtschaft 
ins Weltwirtschaftssystem darstelle. Es bedürfe im Allgemeinen außerdem breiter Reformen zur 
makroökonomischen Stabilisierung, einer Reform des Rechtssystems, einer extensiven Privatisie-
rung und der Einrichtung eines Netzes sozialer Sicherheiten. 

Öffnung bringt Wohlstand Ähnliche Ergebnisse erzielten die Weltbank-Fachleute David Dollar 
und Aart Kraay. In der Studie „Trade, Growth and Poverty“ (2001) belegen sie, dass Schwellen- und 
Entwicklungsländer, die den Außenhandel liberalisierten und sich am globalen Handelssystem 
beteiligten (sie untersuchten Argentinien, China, Ungarn, Indien, Malaysia, Mexiko, Philippinen, 
Thailand), in den letzten 20 Jahren das Wachstum deutlich steigern konnten. Das BIP pro Kopf ist in 
diesen Ländern während der 90er Jahre um durchschnittlich fünf Prozent gewachsen, während es 
in Staaten, die nicht an der Globalisierung teilnahmen, um nicht mehr als 1,4 Prozent zunahm. 

In anderen Worten: Das Wohlstandsniveau in den Ländern, die ihre Märkte öffnen, verdoppelt sich 
alle 14 Jahre, während es sich in Ländern, die ihre Märkte isolieren, nur alle 50 Jahre verdoppelt. 
Durchschnittlich bedeute also mehr Globalisierung schnelleres Wachstum, folglich eine Einkom-
menssteigerung und damit Armutsreduktion. So wie Sachs/Warner kommen auch Dollar/Kraay zum 
Schluss, dass diese Steigerungen nicht nur auf die Öffnung der Märkte zurückzuführen seien, son-
dern auch auf Reformen in anderen Bereichen (Stärkung der Eigentumsrechte, Stabilisierung der 
Inflation, Steuerreformen, Infrastrukturausbau etc.). Außerdem sei eine wirksame Bildungs-, Arbeits-
markt- und Sozialpolitik notwendig, damit alle Arbeitnehmer von der Globalisierung profitieren 
können. Dem Rückzug des Staates aus manchen Sektoren sollte gerade in Entwicklungsländern ein 
verstärktes Engagement in diesen Bereichen gegenüberstehen.
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Südkorea ist eines der Länder, in dem eine intelligente ausbildungs- und infrastrukturorientierte Förderungspoli-
tik betrieben und die notwendigen Rahmenbedingungen für Investitionen aus dem Ausland geschaffen wurden. 
Zusätzlich wurde der Export gefördert: Die Regierung unterstützte Unternehmen beim Import von Rohstoffen 
und bei der Umsetzung neuer Exporttechnologien und subventionierte exportorientierte Unternehmen. Heute 
zieht das Land eine positive Bilanz: Zwischen 1965 und 1999 ist das Pro-Kopf-Einkommen jährlich um durch-
schnittlich 6,6 Prozent gestiegen. 2002 lag es bei 10.006 US Dollar – in Österreich lag es zum Vergleich bei 25.356 
US Dollar. Südkoreas Anteil am Weltmarkt ist um mehr als das 60fache gestiegen, von 0,04 Prozent im Jahr 1962 
auf 2,5 Prozent im Jahr 2000. 
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4. Die gesellschaftliche Verantwortung 
von Unternehmen
In der Diskussion über die gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen hat 
die EU mit der Herausgabe eines Grünbuchs 2001 eine klare und positive Haltung 
eingenommen. Soziale Verantwortung ist Teil des unternehmerischen Erfolgs.

Ob private Unternehmen sich aktiv der Probleme armer Länder oder benachteiligter Gruppen an-
nehmen sollen, ist seit Jahrzehnten eine kontrovers diskutierte Frage.

Kein Engagement Eine Kategorie von Gegnern, die global 
engagierten Unternehmen skeptisch gegenüber stehen, sieht in 
entwicklungspolitischen Aktivitäten des Privatsektors lediglich 
eine clevere Strategie zur Erschließung neuer Märkte. Eine andere 
Gruppe von Gegnern eines solchen Engagements argumentiert 
mit Rückgriff auf den US-Ökonomen und Nobelpreisträger Milton 
Friedman, der Anfang der 70er Jahre schrieb: „Die gesellschaftliche 
Pflicht von Unternehmen ist es, in einem freien, fairen und kompeti-
tiven Markt hohe Gewinne zu erwirtschaften und somit auf effizien-
te Weise Wohlstand und Arbeit für alle zu schaffen.“ Dieser Theorie 
zufolge haben Unternehmen nur eine ethische Verpflichtung: die 
Profitmaximierung im Rahmen der legalen Möglichkeiten. Ressour-
cen für humanitäre Ziele bereitzustellen, läuft laut Friedman den 
unmittelbaren Interessen der Firma und ihrer Aktionäre entgegen.

Für Engagement Demgegenüber erkennen viele Unternehmen eine ethische Verantwortung 
gegenüber dem ärmeren Teil der Welt an, unabhängig von der Tatsache, dass ein entwicklungspoliti-
sches Engagement heute auch im wohlverstandenen Eigeninteresse global arbeitender Firmen liegt: 

 • Im Sinne einer nachhaltig erfolgreichen Geschäftsführung sind Entwicklungsaktivitäten ein Bei-
trag zur Prävention weltweiter Konflikte und Armutsmigrationen, die das erfolgreiche Wirtschaf-
ten von global agierenden Unternehmen beeinträchtigen können.

 • Soziales Engagement für Bedürftige in Entwicklungsländern erhöht das Vertrauen und die Ak-
zeptanz in der Gesellschaft.

 • Leistungen für Menschen in Afrika, Asien und Südamerika tragen zu einer stärkeren Bindung der 
Mitarbeiter an das Mutterunternehmen und zu einer höheren Attraktivität eines Unternehmens 
als Arbeitgeber bei.

Kein Widerspruch Inzwischen gibt es viele Unternehmen, die keinen Widerspruch zwischen 
humanitärem Engagement und erfolgreicher Geschäftstätigkeit erkennen, sondern darin komple-
mentäre Bereiche sehen – denn weder lassen sich soziale Maßnahmen im eigenen Land und/oder 
Entwicklungshilfe ohne wirtschaftliche Prosperität finanzieren, noch wird ein international tätiges 
Unternehmen langfristig anerkannt sein, wenn es sich nicht auf globaler Ebene sozial verantwort-
lich zeigt. Für diese Unternehmen ist ihre Fähigkeit, gesellschaftliche Verantwortung in ihre Unter-
nehmensstrategie einzubauen, ein zentraler Teil ihres Erfolgs. 

Kommunikation: ja oder nein? Die Kommunikation von gesellschaftlichem Engagement wird 
von manchen Unternehmen sehr zurückhaltend betrieben, andere bedienen sich dafür der ver-
schiedenen Medien und Tools, die zur Verfügung stehen: Zertifizierungen, Nachhaltigkeitsberichte, 

cause-related Marketing und anderer. Unternehmen, die auch in diesem Bereich kommunikativ 
sind, werden für andere zum Auslöser, sich zu engagieren. Daher ist nicht umsonst ein Zuwachs an 
Institutionen und zivilgesellschaftlichen Interessensgruppen zu beobachten, die für die Entwick-
lung einer „Corporate Culture“ ihre Dienste anbieten.

CSR – EU als Motor „Zu Beginn des 21. Jahrhunderts wissen wir von vielem, das in der modernen 
Gesellschaft nicht oder nicht ausreichend funktioniert. Im Rahmen verschiedener ,-ismen‘ schei-
terten staatliche Beglückungskonzepte ebenso wie ein plump neoliberaler Zugang zum Marktge-
schehen“, hieß es in einer jüngeren Stellungnahme des EU-Ausschusses für Industrie, Außenhandel, 
Forschung und Energie zum Thema unternehmerische Verantwortung. Und weiter: „Unzählige 
Unternehmer haben deshalb längst selbst erkannt, dass sie langfristig nur mit Hilfe schlüssiger und 
nachvollziehbarer Praktiken der Corporate Social Responsibility CSR Erfolg haben können.“ 

EU-Grünbuch Auf dem Europäischen Gipfel in Lissabon im März 2000 stand CSR erstmals ganz 
oben auf der politischen Agenda der EU. Zum ersten Mal appellierten die Staats- und Regierungs-
chefs an die gesellschaftliche Verantwortung der Unternehmen. Sie forderten diese auf, einen 
Beitrag zur Realisierung des neuen strategischen Ziels der EU zu leisten, bis zum Jahr 2010 zur 
wettbewerbsfähigsten und integrativsten Wirtschaft der Welt zu werden. Im Juli 2001 gab die 
Generaldirektion für Beschäftigung und Soziales ein Grünbuch heraus, um den neuen Ansatz zur 
gesellschaftlichen Verantwortung vorzustellen und eine Debatte zu initiieren.
 
Das Grünbuch definiert die soziale Verantwortung von Unternehmen als „freiwillige Aufnahme 
von Verpflichtungen im sozialen und ökologischen Bereich in die Unternehmensstrategie und 
die Berücksichtigung dieser in den Beziehungen zu den verschiedenen Stakeholdern“. Es ent-
hält Richtlinien, die europäischen Unternehmen als Basis für einen Code of Conduct dienen sollen. 
Sofern die Umsetzung der Richtlinien über Verpflichtungsintentionen hinausgeht und auch nicht 
nur für die Öffentlichkeitsarbeit eingesetzt wird, könne CSR zur europäischen Strategie der nachhal-
tigen Entwicklung wesentlich beitragen, ist man bei der EU überzeugt. Sie rechnet damit, dass die 
Integration des Konzepts der gesellschaftlichen Verantwortung in die Unternehmensstrategie und 
-routine den Arbeitsalltag entscheidend verändern wird, sodass „sich Manager und Arbeitnehmer 
vor der Notwendigkeit sehen, Unternehmensentscheidungen auch nach Kriterien zu treffen, die 
von der ihnen bekannten herkömmlichen Norm abweichen“ (Grünbuch 3.1). 

Grundlegende Normen Die Europäische Kommission betrachtet die von der Internationalen 
Arbeitsorganisation (International Labour Organisation ILO, einer Unterorganisation der UNO) fest-
gelegten Normen zum Schutz der Arbeitnehmerrechte als Ausgangsbasis für die Wahrnehmung 
gesellschaftlicher Verantwortung durch Unternehmen. Die vier tragenden Grundprinzipien, die das 
Selbstverständnis und Handeln der ILO seit ihrer Gründung bestimmen, sind: Vereinigungsfreiheit 
und Recht auf Kollektivverhandlungen, Beseitigung der Zwangsarbeit, tatsächliche Abschaffung der 
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Milton Friedman: „Business 
of business is business.“

Was ist CSR?

Corporate Social Responsibility (CSR, deutsch: die gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen) ist weder 
Gönnertum noch Philanthropie und auch keine zusätzliche Aufgabe für die Marketingabteilung. CSR ist ein 
Committment: die freiwillige Selbstverpflichtung eines Unternehmens, neben Gewinn- und Wertmaximierung als 
Unternehmen gesellschaftliche Verantwortung zu übernehmen. 

Charakteristikum von CSR ist ein partizipativer Ansatz, das bedeutet eine partnerschaftliche Sicht und Einbezie-
hung all jener, die mit dem Unternehmen in Beziehung stehen: Mitarbeiter, Lieferanten, Abnehmer, Behörden, 
lokale Gemeinschaften. Denn die soziale Verantwortung von Unternehmen „endet nicht an den Werkstoren ... 
und auch nicht an den Grenzen Europas“ (vgl. EU-Grünbuch zu CSR).
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Die zehn Prinzipien des UN-Global Compacts
Die zehn Prinzipien stellen die gemeinsame Wertebasis der Teilnehmer des Global Compact dar. Sie beziehen 
ihre Legitimierung aus der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, der Erklärung der Internationalen 
Arbeitsorganisation ILO und der Erklärung von Rio zu Umwelt und Entwicklung. Der UN Global Compact steht 
im Dienst der Millennium Development Goals.

Im Bereich Menschenrechte:
 1. Die Wirtschaft soll den Schutz der international verkündeten Menschenrechte in ihrem Einflussbereich unter-

stützen und achten und
 2. sicherstellen, dass sie nicht zum Komplizen von Menschenrechtsverletzungen wird.

Im Bereich Arbeitnehmerrechte:
 3. Die Wirtschaft soll die Vereinigungsfreiheit wahren und die wirksame Anerkennung des Rechts auf Kollektiv-

verhandlungen gewährleisten sowie 
 4.  auf die Beseitigung jeder Art von Zwangs- oder Pflichtarbeit,
 5.  die tatsächliche Abschaffung von Kinderarbeit und
 6.  die Beseitigung von Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf hinwirken.

Im Bereich Umweltschutz:
 7. Die Wirtschaft soll umsichtig an ökologische Herausforderungen herangehen,
 8. Initiativen zur Förderung eines verantwortlichen Umgangs mit der Umwelt durchführen und
 9. sich für die Entwicklung und Verbreitung umweltfreundlicher Technologien einsetzen.

Im Rahmen des Global Compact Leaders Summit in New York wurde am 24. Juni 2004 ein zehntes Prinzip 
beschlossen:

Im Bereich Korruptionsbekämpfung:
 10. Unternehmen sollen gegen Korruption in jeglicher Form arbeiten, einschließlich Extorsion und Bestechung.

Kinderarbeit und Verbot der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf. Weitere ILO-Normen (insge-
samt gibt es heute 185) beziehen sich unter anderem auf Arbeitszeit, Mindestlöhne und Mutterschutz.

Zahlreiche Akteure Sowohl auf nationaler wie auch auf internationaler Ebene gibt es zahlreiche 
institutionelle Akteure, die die Implementierung von Corporate Social Responsibility unterstützen, 
um die Nachhaltigkeit der unternehmerischen Tätigkeit zu fördern und das Vertrauen der Öffent-
lichkeit in Unternehmen zu stärken. Im Laufe der letzten Jahre kam es zu einem wahren Boom wirt-
schaftsethischer Kodizes. Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
OECD veröffentlichte im Juni 2000 ein Verzeichnis und eine Analyse von insgesamt 246 Verhaltens-
kodizes. Einige Beispiele hierzu:

 •  Nationale Kodizes: Österreichischer Corporate Governance Codex
 •  Internationale Kodizes: UN-Global Compact, OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, 

Global Corporate Citizenship: The Leadership Challenge for CEOs und Boards, Globaler Ethik-Ko-
dex für den Tourismus, Clean Clothes, Fair Trade, Step 

Lokale Initiative: CSR Austria Die Initiative „CSR Austria“ des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit, der österreichischen Wirtschaftskammer und der Industriellenvereinigung will einen 
positiven Dialog zwischen Wirtschaft, Politik und Gesellschaft ermöglichen. Mit Hilfe der Programme 
„Corporate Social Responsibility“ CSR und Nachhaltigkeit („Sustainable Development“ SD) werden 
Maßnahmen gesetzt, die die Beziehung zwischen Shareholdern, Stakeholdern und der Bevölkerung 
in Unternehmen und Wirtschaft fördern sollen. Unternehmerisches Ziel der Unterstützer der Initiati-
ve ist die Förderung des gesellschaftlichen Zusammenhalts und die Bewahrung einer lebenswer-
ten Umwelt. Für die CSR Austria bedeutet gesellschaftliche Verantwortung:

Globale Initiative: UN Global Compact Der Generalsekretär der Vereinten Nationen Kofi An-
nan lancierte im Juli 2000 den Global Compact GC der Vereinten Nationen. Dieser ist zur Zeit die 
einzige globale Corporate Social Responsibility Initiative. Er zählt über 1.500 Mitglieder und circa 45 
nationale Netzwerke – Österreich ist derzeit mit fünf Unternehmen im GC präsent. 

Der Global Compact ist ein auf gemeinsamen Werten und Prinzipien basierendes globales Lernfo-
rum, das sich an „good practice“ orientiert. Zu den Zielen des GC gehört nicht nur die Verankerung 
der zehn Grundprinzipien (siehe Kasten) im unternehmerischen Geschäftsalltag. Die Initiative soll die 
Unternehmen auch dazu anregen, sich mit übergeordneten Fragen ihrer gesellschaftlichen Verant-
wortung außerhalb des eigenen Unternehmens zu befassen und mit Gewerkschaften und Akteuren 
der Zivilgesellschaft vermehrt zusammenzuarbeiten. Der Global Compact ist in erster Linie ein frei-
williges Bekenntnis zu gemeinsamen Werten. Er versteht sich nicht als Kontrollorgan der Unterneh-
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Im Juni 2004 begrüßte Kofi Annan 
400 hochkarätige Vertreter aus

Wirtschaft, Politik und Gesellschaft 
beim GC Leaders Summit in New York. 

Von Österreich nahmen die VA TECH 
und die OMV am Treffen teil.

erfolgreich wirtschaften: 
• verlässlich und vertrauenswürdig sein
•  langfristig und wertorientiert entscheiden
•  für fairen Wettbewerb sorgen
• Vorbildwirkung entfalten

andere einbeziehen: 
• Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Partner sehen
• die gesellschaftliche Integration fördern
• die Anliegen von Interessensgruppen berücksichtigen
• die Situation in anderen Ländern verbessern helfen

an Umwelt und Zukunft denken: 
• das Vorsorgeprinzip beachten
• ökologische Herausforderungen ökonomisch lösen
• die Interessen der Verbraucher berücksichtigen
• die nachhaltige Entwicklung global und regional 

fördern

engagiert umsetzen:
• gefasste Grundsätze ernst nehmen
• durch Informationspolitik für Transparenz sorgen
• in Partnerschaftsmodellen zusammenarbeiten
• zielführende Maßnahmen weiterentwickeln

(Quelle: Leitbild von CSR Austria, Dezember 2003)
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men. Die Verantwortung für die Einhaltung der Prinzipien liegt bei den Unternehmen selbst. Annans 
Leitidee ist es, mit dem GC die Entwicklungsländer stärker in die Globalisierung einzubinden. Mittler-
weile stellen Unternehmen aus Entwicklungsländern bereits mehr als die Hälfte der GC-Mitglieder.

5. CSR: viele Aktionen, eine Strategie
Die Implementierung von CSR im Unternehmen stellt einen wirtschaftlich lohnenden 
Aufwand dar. 

Corporate Social Responsibility CSR ist eine Managementstrategie, durch die sich Unternehmen 
zum Ziel setzen, unter sozialen, ökologischen und ökonomischen Aspekten verantwortungsbe-
wusst zu handeln. Die Aufnahme der gesellschaftlichen Verantwortung in das Leitbild des Unter-
nehmens sowie die Ausarbeitung von Ethik-Standards tragen wesentlich zur Gesamtausrichtung 
des Unternehmens bei. Um wirkungsvoll zu sein, muss CSR alle Unternehmensbereiche erfassen 
und verändern, das heißt zu einer „core business strategy“ werden. Je nach den vom Unternehmen 
verwendeten CSR-Tools ergeben sich verschiedene Tätigkeitsfelder (siehe Kasten). 

CSR als Teil des Erfolgs Obwohl erst wenige Studien zu CSR und deren Einfluss auf den wirt-
schaftlichen Erfolg von Unternehmen vorliegen, weisen erste Untersuchungen darauf hin, dass der 
wirtschaftliche Erfolg eines Unternehmens in großem Maße von seinem Ansehen in der Öffentlich-
keit, seiner Innovationsfähigkeit, seiner Beziehung zu den verschiedenen Stakeholdern und seiner 
Bereitschaft, sich in seinem gesellschaftlichen Umfeld zu betätigen, abhängt. 

Als Vorteile, die Unternehmen aus sozialem Engagement gewinnen, nennen die österreichischen 
Berater Peter Köppl und Martin Neureiter in ihrem Buch „Corporate Social Responsability: Leitlini-
en und Konzepte im Management der gesellschaftlichen Verantwortung von Unternehmen“ (2004) 
beispielsweise: 

 • Das soziale Engagement von Unternehmen hat eine positive Wirkung auf das Arbeitsklima. Der 
Einsatz von sozial verantwortlichen Strategien trägt zur Motivation und Identitätsstiftung unter den 
Mitarbeitern bei, was sich wiederum positiv auf das Unternehmen auswirkt: Die Fähigkeit des Un-
ternehmens, qualifizierte und motivierte Mitarbeiter für sich zu gewinnen und zu halten, nimmt zu.

 • Soziales Engagement trägt dazu bei, das Image des Unternehmens in der Öffentlichkeit zu ver-
bessern, das Firmenprodukt aufzuwerten und somit langfristige und nachhaltige Kundenbezie-
hungen zu entwickeln, was wiederum den Wettbewerbsvorteil des Unternehmens steigert.

 • Ein verbessertes Image in der Öffentlichkeit durch die Einhaltung grundlegender sozialer und 
ökologischer Prinzipien steigern die Reputation eines Unternehmens an seinem Standort.

 • In einem zunehmend komplexen und dynamischen internationalen Wettbewerbssystem, in 
dem soziales und ökologisches Dumping zu Ungleichgewichten in der Wettbewerbsfähigkeit 
von Unternehmen führen, kann CSR ein wertvolles Differenzierungselement darstellen.

 • Die Auswirkungen von CSR beschränken sich nicht nur auf das jeweilige Unternehmen, sondern 
werden auch auf die Geschäftspartner ausstrahlen. 

Die Vorteile von CSR können den Aufwand der Implementierung kompensieren, indem sie zu einem 
nachhaltigen Unternehmenserfolg beitragen und den Unternehmenswert steigern können. Dafür 
spielen Transparenz und Kommunikation des Implementierungsprozesses eine Rolle. 

Förderung von globaler Corporate Social Responsibility an Universitäten in Europa

Neun Tätigkeitsfelder für unternehmerische Verantwortung
1. Werte, Codes, Programme:
 • Formelle Erklärung der Mission, Vision und Werte des Unternehmens
 • Codes of Conduct und ethische Codes
 • Ethik-Komitee, Ethical Officer
 • Programme zur sozialen Verantwortung

2. Corporate Governance:   
 • Unabhängige Buchprüfung
 • Internes Kontrollsystem
 • Beteiligung der Mitarbeiter am Geschäftserfolg (Prämien)
 • Aktienbeteiligung der Mitarbeiter
 • Schutz der Aktionärsrechte 

3.  Accountability, Auditing und Reporting
 • Nachhaltigkeitsberichte
 • Thematische Berichte (Sicherheit, Qualität)
 • Hausorgan/Newsletters und Informationen zum Thema CSR

4.  Finanzen
 • Social Responsible Investing  

5. Beziehungen zu den Mitarbeitern
 • Kommunikation und Dialog mit den Mitarbeitern (regelmäßige Treffen/Besprechungen, interne Medien ...) 
 • Kooperation mit Angestellten/Gewerkschaften
 • Ausbildungsprogramme 
 • Gleichberechtigung innerhalb der Personalpolitik (hinsichtlich Einstellung, Ausbildung, Karriere ...)
 • Sicherheit am Arbeitsplatz
 • Schutz der Privatsphäre der Mitarbeiter
 • Vereinbarung von Arbeit und Familie (Teilzeit, Flexibilität ...)

6. Marketing
 • Konsumentenschutz
 • Integrität von Handelspraktiken 
 • Sponsoring von Sport- und Kulturveranstaltungen
 • Cause Related Marketing

7. Beziehungen zur Gesellschaft 
 • Spenden
 • Kostenlose oder günstige Bereitstellung von Produkten und Dienstleistungen
 • Kostenlose Bereitstellung der Firmenausstattung
 • Ehrenamtliche Tätigkeit der Mitarbeiter 
 • Erwerb von Gütern von Herstellern, die sich gemeinnützig betätigen

8. Umwelt
 • Verminderung des Energie-, Wasser- und Rohstoffverbrauchs
 • Verminderung der Ausschüttung von umweltschädlichen Giftstoffen
 • Recycling von Produkten etc.
 • Bio-Gütesiegel
 • Ökologische Zertifizierung
 • Förderung von Öko-Kampagnen
 • Beteiligung an Programmen für nachhaltige Entwicklung
 • Lieferantenkontrolle

9. Menschenrechte und Entwicklung
 • Supply Chain Kontrolle
 • Soziale Zertifizierung (SA 8000)
 • Unterstützung von fairem Handel
 • Spenden zugunsten bedürftiger Bevölkerungsgruppen und benachteiligter Regionen
 • Beteiligung an Programmen für Katastrophenhilfe 

Quelle: ORSA Osservatorio sulla Responsabilità Sociale delle Aziende (www.orsadata.it) 
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